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Angesparte Grundrente nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) ist 
kein verwertbares Vermögen 
Urteil des Bundesverwaltungsgericht vom 27.05.2010, Az.: BVerwG 5 C 7.09 
Mitglieder-Info Nr. 35/2010  
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit der o. g. Mitglieder-Info hatte ich Sie bereits über die Entscheidung des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 27.05.2010 informiert und Ihnen die entsprechende 
Pressemitteilung übersandt. 

Nunmehr liegt auch das schriftliche Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vor. Im 
Streit stand hier der Erstattungsanspruch des Jugendhilfeträgers wegen Heimer-
ziehung gegen den Träger der Leistungen nach dem OEG. Der Beklagte hatte die 
Erstattungsforderung des Jugendhilfeträgers nur teilweise befriedigt, da die Leis-
tungsberechtigte nach den vorsorgungsrechtlichen Bestimmungen die angesparte 
Grundrente als Vermögen hätte einsetzen müssen. 

Der 5. Senat des Bundesverwaltungsgerichts hat dazu entschieden, dass der Ein-
satz einer angesparten beschädigten Grundrente nach dem OEG als Vermögen 
zur Deckung eines sozialhilferechtlichen Bedarfs (hier: Eingliederungshilfe für die 
Heimerziehung) grundsätzlich eine Härte im Sinne von § 88 Abs. 3 Satz 1 BSHG 
(heute § 90 Abs. 3 SGB XII) bedeutet und daher regelmäßig nicht verlangt werden 
kann. Der Senat begründet die Entscheidung im Wesentlichen damit, dass die ei-
nen Härtefall begründende Atypik ausnahmsweise auch dann anzunehmen ist, 
wenn die Herkunft des Vermögens dieses so prägt, dass seine Verwertung eine 
Härte darstellt. Davon ist auszugehen, wenn der gesetzgeberische Grund für die 
Nichtberücksichtigung einer laufenden Zahlung als Einkommen auch im Rahmen 
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der Vermögensanrechnung durchgreift, weil das Vermögen den gleichen Zwecken 
zu dienen bestimmt ist, wie die laufende Zahlung selbst. Das Bundesverwaltungs-
gericht betont in dieser Entscheidung den überwiegend immateriellen Charakter 
der Beschädigtengrundrente. Soweit der Beschädigtengrundrente auch eine ge-
wisse materielle Komponente zuzusprechen sei, führe dies nicht dazu, dass die 
angesparte Beschädigtengrundrente bei der Gewährung von Eingliederungshilfe 
nach dem OEG nur anteilig vom Einsatz als Vermögen freizustellen ist. Die Rente 
würde vielmehr auch dann zweckentsprechend verwendet, wenn der Geschädigte 
das Geld nicht monatlich verbraucht, sondern es anspart und später selbst be-
stimmt, wann und für welchen schädigungsbedingten Mehrbedarf er es einsetzt. 
Der Senat verweist insoweit auch auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts 
zum angesparten Blindengeld vom 11.12.2007, Az.: B 8/9b SO 20/06 R, vgl. Mit-
glieder-Info Nr. 24/2008.  

 

Zur weiteren Begründung der Entscheidung, darf ich auf das beigefügte Urteil ver-
weisen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 
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